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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des W ertpapierbereinigungsgesetzes 

- Drucksadle 2378 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 


§1 

(1) Rechte aus Wertpapieren, die der Be- 
rechtigte nicht oder nicht rechtzeitig nach 
den W ertpapierbereinigungsg esetzen ange- 
meldet hat, können nachträglich angemeldet 
werden (Nachanmeldung). Das gleiche gilt, 
wenn eine Anmeldung zurückgenommen 
oder als verspätet abgelehnt worden ist. 


(2) Pfandgläubiger oder sonst dinglich Be- 
rechtigte können die Nachanmeldung für den 
Berechtigten vornehmen. 


§ 4 

(1) Nachanmeldungen können bis zu einer 
anderweitigen gesetzlichen Regelung vorge- 
nommen werden. 

(2) Wiederanmeldungen sind binnen acht 
Monaten seit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bei der Prüfstelle einzureichen. Hierbei 
hat sich der Anmelder der Anmeldestelle zu 
bedienen, die ihn bisher im Prüfungsverfah- 
ren vertreten hat. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 1 

(1) Rechte aus Wertpapieren, die der Be- 
rechtigte nicht oder nicht rechtzeitig nach 
den Wertpapierbereinigungsgesetzen ange- 
meldet hat, können nachträglich angemeldet 
werden (Nachanmeldung). Das gleiche gilt, 
wenn eine Anmeldung zurückgenommen 
oder als verspätet oder nach § 69 des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes als un- 
zulässig abgelehnt worden ist. 

(2) unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Einem Anmelder, der ohne sein eigenes 
Verschulden verhindert war, die Frist für die 
Wiederanmeldung einzuhalten, ist auf Antrag 
von der Kammer für Wertpapierbereinigung 
die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu erteilen, wenn er die Wiederanmeldung 
binnen zwei Wochen nach der Beseitigung 
des Hindernisses einreicht und die Tatsachen, 
welche die Wiedereinsetzung begründen, 
glaubhaft macht. Gegen die Ablehnung der 
Wiedereinsetzung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig; § 34 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes gilt sinngemäß. Nach dem 
Ablauf eines Jahres, vom Ende der ver- 
säumten Frist an gerechnet, kann die Wieder- 
einsetzung nicht mehr beantragt werden. 

(4) Der Wiederanmeldung sollen die neu 
beigebrachten Beweismittel beigefügt werden. 

§ 9 

(1) Die Prüfstelle leitet nach Absendung 
des in § 8 Abs. 1 vor geschriebenen Berichtes 
das Gutschriftverfahren für die jeweils rechts- 
kräftig anerkannten Rechte aus solchen Nach- 
anmeldungen und Wiederanmeldungen ein, 
die binnen acht Monaten seit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bei ihr eingegangen 
sind. 

(2) In der Folgezeit wird das Gutschrift- 
verfahren jeweils für die anerkannten Rechte 
eingeleitet, die in einem Bericht nach § 8 
Abs. 2 zusammengefaßt sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus 
rechtskräftig anerkannten und als fällig fest- 
gestellten Rechten (§§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes). 

(4) Wenn die Bankaufsichtsbehörde einem 
Bericht nach § 35 des Wertpapierbereini- 
gungsgesetzes widersprochen hat, sind die 
Absätze 1 bis 3 so lange nicht anzuwenden, 
bis die Bankaufsichtsbehörde den Wider- 
spruch zurückgenommen hat. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

(3) Einem Anmelder, der ohne sein eigenes 
Verschulden verhindert war, die Frist für die 
Wiederanmeldung einzuhalten, ist auf Antrag 
von der Kammer für Wertpapierbereinigung 
die Wiedereinsetzung in den vorige^. Stand 
zu erteilen, wenn er die Wiederanmeldung 
binnen zwei Monaten nach der Beseitigung 
des Hindernisses einreicht und die Tatsachen, 
welche die Wiedereinsetzung begründen, 
glaubhaft macht. Gegen die Ablehnung der 
Wiedereinsetzung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig; § 34 des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes gilt sinngemäß. Nach dem 
Ablauf eines Jahres, vom Ende der ver- 
säumten Frist an gerechnet, kann die Wieder- 
einsetzung nicht mehr beantragt werden. 

(4) unverändert 


§ 9 

(1) Die Prüfstelle leitet das Gutschriftver- 
fahren für die jeweils rechtskräftig anerkann- 
ten Rechte aus solchen Nachanmeldungen 
und Wiederanmeldungen ein, die in dem Be- 
richt nach § 8 Abs. 1 zusammengefaßt sind. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

§ 17 

Ansprüche aus § 53 Abs. 3 und 4 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes verjähren, so- 
weit sie ein nachträglich angemeldetes Recht 
betreffen, in drei Jahren seit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 
§ 17 

(1) Ist für ein nachträglich angemeldetes 
Wertpapier, dessen Besitz der frühere Besit- 
zer gegen seinen Willen verloren hat, eine 
Lieferbarkeitsbescheinigung ausgestellt wor- 
den, so kann der frühere Besitzer von dem 
Aussteller und von dem Besitzer dieses Wert- 
papiers Auskunft darüber verlangen, welches 
Kreditinstitut die Lieferbarkeitsbescheini- 
gung ausgestellt hat. Von dem Kreditinstitut 
kann der frühere Besitzer Auskunft darüber 
verlangen, wer die Lieferbarkeitsbescheini- 
gung beantragt hat. 

(2) Der frühere Besitzer kann gegenüber 
demjenigen, der die Lieferbarkeitsbescheini- 
gung beantragt hat, sowie gegenüber dessen 
Rechtsvorgängern und gegenüber Vermitt- 
lern die in § 53 Abs. 1 des Wertpapierbereir 
nigungsgesetzes genannten Rechte geltend 
machen. 

(3) Die Ansprüche aus Absatz 1 und 2 ver- 
jähren in drei Jahren seit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. 
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